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Dieses Dokument enthält die nachfol-
gend gelisteten Normvorschriften. 

Dieses Dokument enthält die nachfol-
gend gelisteten Normvorschriften. 
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Strafgesetzbuch Strafgesetzbuch 

§ 46 § 46 

Grundsätze der Strafzumessung Grundsätze der Strafzumessung 

(1) Die Schuld des Täters ist Grund-
lage für die Zumessung der Strafe. Die Wir-
kungen, die von der Strafe für das künftige 
Leben des Täters in der Gesellschaft zu er-
warten sind, sind zu berücksichtigen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bei der Zumessung wägt das Ge-
richt die Umstände, die für und gegen den 
Täter sprechen, gegeneinander ab. Dabei 
kommen namentlich in Betracht:  

(2) Bei der Zumessung wägt das Ge-
richt die Umstände, die für und gegen den 
Täter sprechen, gegeneinander ab. Dabei 
kommen namentlich in Betracht:  

die Beweggründe und die Ziele des 
Täters, besonders auch rassistische, 
fremdenfeindliche, antisemitische, ge-
schlechtsspezifische, gegen die sexu-
elle Orientierung gerichtete oder sons-
tige menschenverachtende, 

die Beweggründe und die Ziele des 
Täters, besonders auch rassistische, 
fremdenfeindliche, antisemitische, ge-
schlechtsspezifische, gegen die sexu-
elle Orientierung gerichtete oder sons-
tige menschenverachtende, 

die Gesinnung, die aus der Tat spricht, 
und der bei der Tat aufgewendete Wil-
le, 

die Gesinnung, die aus der Tat spricht, 
und der bei der Tat aufgewendete Wil-
le, 

das Maß der Pflichtwidrigkeit, das Maß der Pflichtwidrigkeit, 

die Art der Ausführung und die ver-
schuldeten Auswirkungen der Tat, 

die Art der Ausführung und die ver-
schuldeten Auswirkungen der Tat, 
auch die Eignung der Tat, eine dem 
Gemeinwohl dienende Tätigkeit 
nicht nur unerheblich zu beeinträch-
tigen, 

das Vorleben des Täters, seine per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse sowie 

das Vorleben des Täters, seine per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse sowie 

sein Verhalten nach der Tat, beson-
ders sein Bemühen, den Schaden wie-
dergutzumachen, sowie das Bemühen 
des Täters, einen Ausgleich mit dem 
Verletzten zu erreichen. 

sein Verhalten nach der Tat, beson-
ders sein Bemühen, den Schaden wie-
dergutzumachen, sowie das Bemühen 
des Täters, einen Ausgleich mit dem 
Verletzten zu erreichen. 

(3) Umstände, die schon Merkmale 
des gesetzlichen Tatbestandes sind, dürfen 
nicht berücksichtigt werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 113 § 113 

Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte 

Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte 

(1) Wer einem Amtsträger oder Solda-
ten der Bundeswehr, der zur Vollstreckung 
von Gesetzen, Rechtsverordnungen, Urtei-
len, Gerichtsbeschlüssen oder Verfügun-
gen berufen ist, bei der Vornahme einer 
solchen Diensthandlung mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt Widerstand leis-
tet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) In besonders schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn  

(2) In besonders schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn  

1. der Täter oder ein anderer Beteiligter 
eine Waffe oder ein anderes gefährli-
ches Werkzeug bei sich führt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Täter durch eine Gewalttätigkeit 
den Angegriffenen in die Gefahr des 
Todes oder einer schweren Gesund-
heitsschädigung bringt oder 

2. der Täter durch eine Gewalttätigkeit 
den Angegriffenen in die Gefahr des 
Todes oder einer schweren Gesund-
heitsschädigung bringt, 

 3. die Tat mittels eines hinterlistigen 
Überfalls begangen wird oder 

3. die Tat mit einem anderen Beteiligten 
gemeinschaftlich begangen wird. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Tat ist nicht nach dieser Vor-
schrift strafbar, wenn die Diensthandlung 
nicht rechtmäßig ist. Dies gilt auch dann, 
wenn der Täter irrig annimmt, die Dienst-
handlung sei rechtmäßig. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Nimmt der Täter bei Begehung der 
Tat irrig an, die Diensthandlung sei nicht 
rechtmäßig, und konnte er den Irrtum ver-
meiden, so kann das Gericht die Strafe 
nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 
2) oder bei geringer Schuld von einer Be-
strafung nach dieser Vorschrift absehen. 
Konnte der Täter den Irrtum nicht vermei-
den und war ihm nach den ihm bekannten 
Umständen auch nicht zuzumuten, sich mit 
Rechtsbehelfen gegen die vermeintlich 
rechtswidrige Diensthandlung zu wehren, 
so ist die Tat nicht nach dieser Vorschrift 
strafbar; war ihm dies zuzumuten, so kann 
das Gericht die Strafe nach seinem Ermes-
sen mildern (§ 49 Abs. 2) oder von einer 
Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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